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Geflüchtete Frauen – Zahlen und Fakten

 Im Jahr 2019 waren 43, 5 % aller Asylantragstellenden weiblich (Jan – Mai 
2020: 42,9 %)

 Insgesamt sind 2019 61.977 asylsuchende Frauen in die BRD eingereist (Jan 
– Mai 2020: 17.963)

 32, 8 % der weiblichen Asylantragstellerinnen waren Babys und Kleinkinder 
unter 4 Jahren (Jan – Mai 2020: 35,8 %)

 37 % waren zwischen 16 und 40 Jahren alt (Jan – Mai 2020: 35,4 %)

Quelle: BAMF

Besondere Hürden asylsuchender Frauen

 Institutionelle Benachteiligung (z.B. erschwerter Zugang zu 
Bildungsinstitutionen in den Herkunftsländern der Frauen)

 Rollenvorstellungen (z.B. „Care‐Arbeit“ als Frauensache)

Frauen bringen häufig weniger schulische und berufliche Bildung mit

Frauen nehmen in Deutschland seltener an Integrationskursen und 
anderen Maßnahmen teil (z.B. aufgrund familiärer Verpflichtungen)

Frauen haben es beim Zugang zum Arbeitsmarkt und auch bei der 
Integration in die neuen Lebensverhältnisse besonders schwer!

…
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Aufenthaltsrechtliche Grundlagen

 Menschen, die auf dem Fluchtweg in die BRD gelangt sind, befinden sich in 
unterschiedlichen Aufenthaltsstatus, mit denen jeweils unterschiedliche 
Rechte verbunden sind:

(1) Während ihrem Asylverfahren sind die Asylbewerber*innen im Besitz einer 
Aufenthaltsgestattung

(2) Wurde über ihren Asylantrag positiv entschieden, bekommen die Personen 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1 bis 3 AufenthG

(3) Wurde ihr Asylantrag abgelehnt ist die Person ausreisepflichtig. Allerdings 
kann ihr Aufenthalt geduldet werden, wenn die Ausreise/Abschiebung de 
facto nicht möglich ist 

 Darüber hinaus gibt es einige weitere Aufenthaltserlaubnisse, die 
Geflüchtete in Deutschland innehaben können sowie den Status der 
unbefristeten Niederlassungserlaubnis. 

Asylsuchende im laufenden Asylverfahren erhalten Leistungen nach dem AsylbLG.
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Die 4 Schutzstatus nach § 25 Abs. 1 bis 3 AufenthG

(1) Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1: Anerkannte Asylberechtigte 
auf Grundlage des Grundgesetzes (§ 16a GG)

(2) Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 2 Alternative 1: GFK‐
Flüchtlinge

(3) Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 2 Alternative 2: subsidiär 
Schutzberechtigte

(4) Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3: Flüchtlinge mit 
Abschiebungsverbot
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Personen mit Duldung erhalten Leistungen nach dem AsylbLG.

Aktueller Stand des Arbeitsmarktzugangs

 Abhängig vom Aufenthaltsstatus der Betroffenen, sowie ggf. der Dauer ihres 
Aufenthalts in der BRD sowie ggf. ihrem Herkunftsland 

 Anerkannte Schutzberechtigte haben einen unbeschränkten Zugang zum 
Arbeitsmarkt!

 Im jeweiligen Aufenthaltspapier ist vermerkt, welcher Zugang zum Arbeitsmarkt 
besteht, z.B. 

‐ Erwerbstätigkeit (selbstständige & unselbstständige Tätigkeit) gestattet

‐ Beschäftigung (nur unselbstständige Tätigkeit) gestattet

‐ Beschäftigung nur mit Erlaubnis der Ausländerbehörde gestattet

‐ Beschäftigung nicht gestattet

ACHTUNG! Dieser Eintrag ist nicht immer auf dem aktuellen Stand. Ggf. muss die 
Änderung bei der Ausländerbehörde beantragt werden
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Arbeitsmarktzugang von Asylsuchenden und 
Geduldeten

 Eingeschränkter Zugang zum Arbeitsmarkt (§ 32 BeschV)

 Während der Wohnverpflichtung in einer Landesaufnahmeeinrichtung ist 
eine Beschäftigung generell nicht erlaubt (Ausnahmen!)

 Asylbewerber*innen (Aufenthaltsgestattung) und Geduldete, die aus einem 
nach § 29a AsylG sicheren Herkunftsstaat kommen, unterliegen einem 
Arbeitsverbot, wenn sie ihren Asylantrag nach dem 31.08.2015 gestellt 
haben.

 Darüber hinaus gibt es weitere Möglichkeiten eines Arbeitsverbots für 
Geduldete.

 Für ein konkretes Stellenangebot muss vorab immer eine 
Beschäftigungserlaubnis bei der Ausländerbehörde eingeholt werden

 Seit 01.03.2020 kann neben einer Beschäftigung auch eine selbstständige 
Tätigkeit erlaubt werden

Arbeitsmarktzugang für Asylbewerber*innen 
(Aufenthaltsgestattung)

 Bis zum 3. Monat

‐ Wartefrist, Beschäftigung nicht gestattet

 Ab dem 4. Monat

‐ Bei bestehender Wohnverpflichtung in einer Landesaufnahmeeinrichtung ist 
die Beschäftigung nicht erlaubt

‐ Nach Zuweisung in eine Kommune kann die Ausländerbehörde eine 
Beschäftigungserlaubnis erteilen

 Ab dem 10. Monat

‐ Wenn das Asylverfahren noch nicht (unanfechtbar) abgeschlossen wurde, 
hat die Asylsuchende einen Anspruch auf Beschäftigungserlaubnis.

‐ Dies gilt sowohl nach Zuweisung in eine Kommune, als auch bei 
Wohnverpflichtung in einer Landesaufnahmeeinrichtung
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Arbeitsmarktzugang mit Duldung

 Während der Wohnverpflichtung in einer Aufnahmeeinrichtung:

‐ Beschäftigungsverbot während der ersten 6 Monate mit Duldung

‐ Ab dem 7. Monat kann die Ausländerbehörde eine 
Beschäftigungserlaubnis erteilen

 Nach kommunaler Zuweisung:

‐ Die Ausländerbehörde kann Beschäftigungserlaubnis erteilen

Zugang zu Ausbildung und Praktika mit 
Aufenthaltsgestattung und Duldung

 Praktika:

‐ gelten grundsätzlich als Beschäftigung, deswegen gelten hier 
dieselben Regeln wie beim Zugang zu Beschäftigung 
(Beschäftigungserlaubnis!)

‐ Ausnahme: Hospitationen und ehrenamtliche Arbeit gelten nicht als 
Beschäftigung und bedürfen keiner Erlaubnis

 Betriebliche Berufsausbildung:

‐ s.o., Beschäftigungserlaubnis erforderlich!

 Schulische Berufsausbildung:

‐ Für die schulische Berufsausbildung ist keine Beschäftigungserlaubnis 
nötig, aber für Praxisanteile (z.B. Praktika)
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Zugang zu Ausbildungsförderung nach dem SGB III

 Zugang für Geflüchtete mit Schutzstatus (Aufenthaltserlaubnis) generell gegeben.

 Zugang für Asylbewerber*innen abhängig von ihrer Bleibeperspektive

 Gute Bleibeperspektive (Syrien & Eritrea): Zugang zu Berufsvorbereitung (BvB) und 
Assistierter Ausbildung (AsA) nach 4 Monaten Aufenthalt; Zugang zu 
Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) und Ausbildungsgeld, wenn die Ausbildung vor dem 
31.12.2019 begonnen und die Leistungen vor dem 31.12.2019 beantragt wurden; 
Ausbildungsbegleitenden Hilfen (AbH).

 Alle anderen Herkunftsländer: Zugang zu BvB und AsA nach 3 Monaten (bei 
Einreise bis 31.07.2019) oder nach 15 Monaten (bei Einreise ab 01.08.2019); Zugang 
zu AbH.

 Asylsuchende können während Berufsausbildung, Studium oder schulischer 
Ausbiildung durchgängig AsylbLG‐Leistungen beziehen

 Zugang für Geduldete: Zugang zu BAB, Ausbildungsgeld und BAföG nach 15 
Monaten; Zugang zu BvB nach 3 (Einreise bis 31.07.2019) oder 9 (Einreise am 
01.08.2019) Monaten; Zugang zu AsA nach 3 (Einreise bis 31.08.2019) oder 15 
(Einreise ab 01.08.2019) Monaten; Zugang zu AbH.

 Geduldete in Ausbildung erhalten zunächst AsylbLG‐Leistungen (bis 15 Monate, 
danach Aufstockung)

Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme (BvB)

 besteht aus mehreren Praktika in verschiedenen Betrieben plus Unterricht

 dauert i.d.R. bis zu 10 Monate

 ist für Menschen gedacht, die

‐ nicht mehr schulpflichtig sind und noch keine  Ausbildungsplatz haben

‐ keinen Schulabschluss haben (dieser kann unter bestimmten 
Voraussetzungen während der BvB nachgeholt werden)

‐ ihre Ausbildungsstelle verloren haben und sich neu orientieren wollen

(Quelle: 
https://www.arbeitsagentur.de/bildung/ausbildung/berufsvorbereitende‐
bildungsmassnahme) 
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Assistierte Ausbildung (AsA)

 Begleitung der Auszubildenden sowie des ausbildenden Betriebes vor und 
während der Ausbildung

 Der Betrieb erhält Unterstützung bei:

‐ Verwaltung, Organisation und Durchführung der Ausbildung

‐ Stabilisierung des Ausbildungsverhältnisses (u.a. durch Begleitung im 
Betriebsalltag)

 Die Azubi erhält Unterstützung durch:

‐ Wissensvermittlung in Allgemeinbildung oder Fachtheorie

‐ Sprachunterricht

‐ Hilfe bei Problemen im sozialen Umfeld 

(Quelle: 
https://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/ausbildungsbetriebe/assistierte‐
ausbildung‐arbeitgeber) 

Berufsausbildungsbeihilfe (BAB)
 Unterstützung durch monatlichen finanziellen Zuschuss

 Voraussetzungen (generell, für Asylsuchende/Geduldete gelten ggf. zusätzliche 
Voraussetzungen, s.o.)
‐ Du nimmst an einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme (BvB) teil – vielleicht auch, um dich 
nachträglich auf einen Hauptschulabschluss oder gleichwertigen Schulabschluss vorzubereiten.

‐ Du machst eine betriebliche oder außerbetriebliche Berufsausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf. Dein Ausbildungsbetrieb ist zu weit von deinen Eltern entfernt, um zuhause wohnen 
zu bleiben.

‐ Du machst eine betriebliche oder außerbetriebliche Berufsausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf. Außerdem bist du über 18 Jahre alt oder verheiratet beziehungsweise lebst mit 
deiner Partnerin oder deinem Partner zusammen.

‐ Du machst eine betriebliche oder außerbetriebliche Berufsausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf. Du hast mindestens ein Kind und lebst nicht in der Wohnung deiner Eltern.

 Kein Anspruch besteht bei schulischer Ausbildung (z.B. zur Physiotherapeutin) oder bei 
Bezug von Leistungen, die mit der BAB vergleichbar sind)

(Quelle: https://www.arbeitsagentur.de/bildung/ausbildung/berufsausbildungsbeihilfe‐bab) 
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Ausbildungsbegleitende Hilfen (AbH)

 Unterstützung durch einen Bildungsträger, der einen individuellen 
Förderplan ausarbeitet

 Z.B. Nachhilfeunterricht in Deutsch oder anderen Fächern

(Quelle: 
https://www.arbeitsagentur.de/bildung/ausbildung/ausbildungsbegleite
nde‐hilfen

Ausbildungsduldung

 Unter bestimmten Voraussetzungen haben Geduldete, die eine 
Ausbildung machen, einen Anspruch auf Duldung für die 
Ausbildungsdauer

‐ Identität muss geklärt sein

Bei ungeklärter Identität besteht kein Anspruch auf Ausbildungsduldung

Sofern allen Maßnahmen zur Klärung der Identität nachgekommen wurde, kann
die Ausländerbehörde die Ausbildungsduldung aber trotzdem erteilen

‐ bei Antragstellung dürfen keine konkreten aufenthaltsbeendenden 
Maßnahmen bevorstehen (z.B. gebuchter Abschiebungsflug)

‐ Es darf kein Arbeitsverbot bestehen

Beantragung frühestens 7 Monate vor Ausbildungsbeginn

Erteilung frühestens 6 Monate vor Ausbildungsbeginn
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Beschäftigungsduldung (§ 60d AufenthG) 

 Unter bestimmten Voraussetzungen haben Geduldete einen Anspruch auf 
eine Duldung zum Zweck der Beschäftigung, die 30 Monate gültig ist
‐ Einreise bis zum 01.08.2018

‐ Identität muss zwingend geklärt sein (bei ungeklärter Identität besteht kein Anspruch, 
wie bei der Ausbildungsduldung kann die Ausländerbehörde aber je nach Ermessen 
eine Beschäftigungsduldung erteilen)

‐ Die Person muss seit mindestens einen Jahr geduldet sein (§ 60a AufenthG)

‐ Eine sozialversicherungspflichtige Tätigkeit muss seit mindestens 18 Monaten 
ausgeübt werden (35 Std./Woche bzw. 20 Std. für Alleinerziehende)

‐ Lebensunterhalt gesichert

‐ Deutschkenntnisse auf A2‐Niveau

‐ Keine Verurteilung aufgrund einer Straftat (Verurteilungen wegen Straftaten nach 
AufenthG/AsylG von weniger als 90 Tagessätzen unschädlich)

‐ Bei Teilnahmepflicht an Integrationskurs muss dieser erfolgreich abgeschlossen 
worden sein

 u.U. besteht außerdem Anspruch auf Duldung für Ehepartner*innen und 
minderjährige Kinder

Informationen für Frauen

 Frauenspezifische Fluchtursachen als Asylgrund

 Verfolgung aufgrund des Geschlechts kann ein Grund für eine positive Entscheidung 
des Asylantrags sein.

 Beispiele für Frauenspezifische Fluchtursachen: Zwangsheirat, Zwangsprostitution, 
Menschenhandel, fehlender Schutz vor häuslicher Gewalt und sexuellen 
Übergriffen, Genitalverstümmelung, Vergewaltigungen als Mittel der Folter oder der 
Kriegsführung, Witwenverbrennungen, Ehrenmorde, Verstoß gegen „kulturelle 
Normen“, z.B. Kleiderregeln („Verwestlichung“)

 Es gibt einen Anspruch auf besondere Unterstützung für Schwangere, 
Alleinerziehende mit Kindern unter 18 Jahren, für Personen, die Folter, 
Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen psychischer, physischer oder 
sexueller Gewalt erlitten haben (siehe EU Richtlinien 2013/33/EU, 20011/95/EU)
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Was tun bei Trennung/Scheidung?

 Im Asylverfahren (mit Aufenthaltsgestattung)

Teilen Sie dem BAMF sofort die Trennung mit, damit Briefe und 
Mitteilungen nur noch zu ihnen und ihrer (neuen) Adresse kommen

Wegen der Trennung können neue Asylgründe entstehen, das BAMF 
muss neue Gründe aufgrund der Trennung prüfen

Beratungsstelle oder ggf. die Hilfe von Anwält*innen in Anspruch 
nehmen (Informationen zu Anwält*innen, die sich mit den 
entsprechenden Themen auskennen, können beim Flüchtlingsrat 
NRW erfragt werden: 0234 587315 82)

 Mit Aufenthaltserlaubnis

abhängig von der Art der Aufenthaltserlaubnis

Möglichkeit 1:

Die Frau hat einen eigenen Schutzstatus (z.B. nach positiv 
entschiedenem Asylverfahren eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 
1, 2 oder 3)

 Ihre Aufenthaltserlaubnis ist unabhängig von der ihres Ehepartners. 

Getrennt oder zusammen ist für die Aufenthaltserlaubnis nicht 
wichtig.
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Möglichkeit 2:

Die Frau ist im Rahmen der Familienzusammenführung zu ihrem Ehepartner in die BRD 
eingereist (Aufenthaltserlaubnis nach § 27 AufenthG)

 Grundsätzlich gilt, dass die zugezogene Partnerin bei Trennung erst nach 3 Jahren 
Ehe eine eigene Aufenthaltserlaubnis erhält

 d.h., dass die Aufenthaltserlaubnis der Frau nach Trennung erlischt.

 ABER: Eine eigene Aufenthaltserlaubnis bekommt man auch vor 3 Jahren Ehe, wenn 
es schwere Gründe für die Trennung gibt

 Schwere Gründe sind z.B.: die Rückkehr als geschiedene Frau ist zu gefährlich; es 
handelt sich um eine Zwangsehe; Sie oder ihre Kinder erleben häusliche Gewalt

 Beratungsstelle oder ggf. die Hilfe von Anwält*innen in Anspruch nehmen 
(Informationen zu Anwält*innen, die sich mit den entsprechenden Themen 
auskennen, können beim Flüchtlingsrat NRW erfragt werden: 0234 587315 82)

Rechtliche Grundlage ‐ § 31 AufenthG (Eigenständiges 
Aufenthaltsrecht der Ehegatten)

(1) Die Aufenthaltserlaubnis des Ehegatten wird im Falle der Aufhebung der 
ehelichen Lebensgemeinschaft als eigenständiges, vom Zweck des 
Familiennachzugs unabhängiges Aufenthaltsrecht für ein Jahr verlängert, wenn

1. die eheliche Lebensgemeinschaft seit mindestens drei Jahren rechtmäßig im 
Bundesgebiet bestanden hat oder

2. der Ausländer gestorben ist, während die eheliche Lebensgemeinschaft im 
Bundesgebiet bestand

und der Ausländer bis dahin im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis, 
Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU war, es sei denn, er 
konnte die Verlängerung aus von ihm nicht zu vertretenden Gründen nicht rechtzeitig 
beantragen. Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn die Aufenthaltserlaubnis des 
Ausländers nicht verlängert oder dem Ausländer keine Niederlassungserlaubnis oder 
Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU erteilt werden darf, weil dies durch eine 
Rechtsnorm wegen des Zwecks des Aufenthalts oder durch eine Nebenbestimmung 
zur Aufenthaltserlaubnis nach § 8 Abs. 2 ausgeschlossen ist.
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Rechtliche Grundlage ‐ § 31 AufenthG (Eigenständiges 
Aufenthaltsrecht der Ehegatten)

(1) (…)

(2) Von der Voraussetzung des dreijährigen rechtmäßigen Bestandes der ehelichen 
Lebensgemeinschaft im Bundesgebiet nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 ist abzusehen, 
soweit es zur Vermeidung einer besonderen Härte erforderlich ist, dem Ehegatten 
den weiteren Aufenthalt zu ermöglichen, es sei denn, für den Ausländer ist die 
Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis ausgeschlossen. Eine besondere Härte liegt 
insbesondere vor, wenn die Ehe nach deutschem Recht wegen Minderjährigkeit des 
Ehegatten im Zeitpunkt der Eheschließung unwirksam ist oder aufgehoben worden ist, 
wenn dem Ehegatten wegen der aus der Auflösung der ehelichen Lebensgemeinschaft 
erwachsenden Rückkehrverpflichtung eine erhebliche Beeinträchtigung seiner 
schutzwürdigen Belange droht oder wenn dem Ehegatten wegen der Beeinträchtigung 
seiner schutzwürdigen Belange das weitere Festhalten an der ehelichen 
Lebensgemeinschaft unzumutbar ist; dies ist insbesondere anzunehmen, wenn der 
Ehegatte Opfer häuslicher Gewalt ist. Zu den schutzwürdigen Belangen zählt auch das 
Wohl eines mit dem Ehegatten in familiärer Lebensgemeinschaft lebenden Kindes. Zur 
Vermeidung von Missbrauch kann die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis versagt 
werden, wenn der Ehegatte aus einem von ihm zu vertretenden Grund auf 
Leistungen nach dem Zweiten oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch angewiesen ist.

Rechtliche Grundlage ‐ § 31 AufenthG (Eigenständiges 
Aufenthaltsrecht der Ehegatten)

(1) (…)

(2) (…)

(3) Wenn der Lebensunterhalt des Ehegatten nach Aufhebung der ehelichen 
Lebensgemeinschaft durch Unterhaltsleistungen aus eigenen Mitteln des 
Ausländers gesichert ist und dieser eine Niederlassungserlaubnis oder eine 
Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU besitzt, ist dem Ehegatten 
abweichend von § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, 5 und 6 ebenfalls eine 
Niederlassungserlaubnis zu erteilen.

(4) Die Inanspruchnahme von Leistungen nach dem Zweiten oder Zwölften 
Buch Sozialgesetzbuch steht der Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis 
unbeschadet des Absatzes 2 Satz 4 nicht entgegen. Danach kann die 
Aufenthaltserlaubnis verlängert werden, solange die Voraussetzungen für 
die Erteilung der Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis zum 
Daueraufenthalt – EU nicht vorliegen.
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Möglichkeit 2:

WAS TUN?

 Eine neue Aufenthaltserlaubnis (nach § 31 AufenthG – „Eigenständiges Aufenthaltsrecht der 
Ehegatten“) beantragen 

 Im ersten Jahr nach der Trennung (sogenanntes Eingliederungsjahr) kann unter folgenden 
Bedingungen eine Aufenthaltserlaubnis beantragt werden:

• Die Frau ist noch im Besitz einer gültigen Aufenthaltserlaubnis zum Ehegattennachzug

• Die Ehe hat seit mindestens 3 Jahren in der BRD bestanden

• Der Ehepartner war bis zur Trennung im Besitz einer gültigen Aufenthaltserlaubnis, 
Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis zum Daueraufenthalt‐EU

• Der Ehepartner hat eine Perspektive auf eine Aufenthaltsverfestigung

 Nach einem Jahr muss eine Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis beantragt werden. Diese wird 
von der Ausländerbehörde in der Regel unter folgende Voraussetzungen bewilligt:

• wenn der Lebensunterhalt gesichert ist (d.h., dass nun in der Regel keine Sozialhilfe mehr bezogen 
werden darf)

• wenn keine strafrechtlichen Verurteilungen vorliegen

Hilfreiche Links und Kontakte
 https://www.nds‐fluerat.org/themen/fuer‐frauen/

 Niedersächsisches Krisentelefon gegen Zwangsheirat (Hilfe und Unterstützung für Betroffene und 
Unterstützer*innen): 0800 0667 888 (Offene Sprachstunde: Mo‐Do 9:00 – 16:00 Uhr; Freitag 9:00 –
13:00 Uhr)

 https://www.nds‐fluerat.org/leitfaden/

 https://www.frnrw.de/ (Flüchtlingsrat NRW)

 https://www.sgb2.info/DE/Themen/Gefluechtete‐Frauen/Gefluechtete‐Frauen.html

 https://www.frauenberatungsstellen‐nrw.de/gefluechtete‐frauen

 https://www.ggua.de/arbeitsbereiche/projekt‐q‐qualifizierung‐der‐fluechtlingsberatung/

 Das Aufenthaltsgesetz: http://www.gesetze‐im‐internet.de/aufenthg_2004/

 Das Asylgesetz: https://www.gesetze‐im‐internet.de/asylvfg_1992/


